
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 18/5182    
18. Wahlperiode 17-02-10 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Bildungsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Hochschulmedizin 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/4813 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 18/4813 am 
16. November 2016 in erster Lesung debattiert und zur weiteren Beratung federfüh-
rend an den Bildungsausschuss und mitberatend an den Sozialausschuss überwie-
sen. 

Die Ausschüsse haben schriftliche Stellungnahmen eingeholt; der Bildungsaus-
schuss hat am 19. Januar 2017 eine Anhörung durchgeführt und am 9. Februar 2017 
über den Gesetzentwurf beraten, der an der Beratung beteiligte Sozialausschuss am 
2. Februar. 

Im Einvernehmen mit dem an der Beratung beteiligten Sozialausschuss empfiehlt der 
Bildungsausschuss dem Landtag mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW bei Enthaltung von CDU, FDP und PIRATEN, den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/4813 in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Ge-
genüberstellung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf 
sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

Anke Erdmann 
Vorsitzende 
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Gesetz zur Neuordnung der Hochschulmedizin 
 

 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Änderung des Hochschulge-

setzes 

 Artikel 1 
Änderung des Hochschulge-

setzes 

Das Hochschulgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 05. Februar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39), geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 10. Juni. 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 342), wird wie folgt geän-
dert: 

 Das Hochschulgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 05. Februar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39), geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 10. Juni. 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 342), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 1.  unverändert  

a) Nach der Angabe zu § 8 wird folgende 
Angabe aufgenommen: 

  

„§ 8a Finanzierung von Forschung und 
Lehre in der klinischen Medizin“. 

  

b) Die Überschrift zu § 20 wird gestri-
chen. 

  

c) Die Überschrift des § 20a wird § 20: „§ 
20 Erweiterter Senat“, § 20a wird ge-
strichen. 

  

d) Die Überschrift zu § 32 erhält folgende 
Fassung: 

  

„§ 32 Fachbereich Medizin und Klini-
kum“. 

  

e) Die Überschrift zu § 33 wird gestri-
chen. 

  

f) Bei § 82 werden nach dem Wort 
„Rechtsstellung“ die Worte „und Cam-
pusstruktur“ angefügt. 

  

g) Nach der Überschrift zu § 86 werden 
folgende Überschriften eingefügt: 

  

„§ 86a Aufgaben der Universitätsmedi-
zinversammlung 

  

§ 86b Zusammensetzung und innere 
Ordnung der Universitätsmedizinver-
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sammlung 

§ 86c Aufgaben der Gewährträgerver-
sammlung 

  

§ 86d Zusammensetzung der Gewähr-
trägerversammlung“. 

  

h) Nach der Überschrift zu § 87 wird fol-
gende Überschrift eingefügt: 

  

„§ 87a Zusammensetzung und Ge-
schäftsführung des Vorstands“. 

  

i) Die Überschrift zu § 88 wird wie folgt 
gefasst: 

  

„§ 88 Rechtsstellung des Campus“.   

j) Nach der Überschrift zu § 88 werden 
folgende Überschriften eingefügt: 

  

„§ 88a Aufgaben der Campusdirektion   

§ 88b Zusammensetzung und innere 
Ordnung der Campusdirektion“. 

  

k) Die Überschrift zu § 90 erhält folgende 
Fassung: „§ 90 Zentren, Kliniken, De-
partments, zentrale Einrichtungen und 
Leitung“. 

  

2. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:  2.  unverändert  

„§ 8a Finanzierung von Forschung und 
Lehre in der klinischen Medizin  

  

(1) Das Land gewährt dem Klinikum auf 
der Grundlage der Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen nach § 11 Absatz 2 für 
seine Aufgaben und die Aufgaben der 
Fachbereiche Medizin in der klinischen 
Medizin Finanzmittel für Forschung und 
Lehre. Im Klinikum sind die Mittel für For-
schung und Lehre, einschließlich Drittmit-
tel, sowie die Mittel für die Krankenversor-
gung und weitere Mittel getrennt zu be-
wirtschaften. Entscheidungen über die 
Grundsätze der Trennungsrechnung sind 
im Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Fachbereich Medizin zu treffen. Ein Aus-
gleich zwischen den zu bewirtschaftenden 
Bereichen ist ausgeschlossen. Das Klini-
kum berichtet dem Ministerium jährlich im 
Rahmen des Jahresabschlusses über die 
bestimmungsgemäße Verwendung der 
Mittel. 

  

(2) Soweit in der Zuweisung Finanzmittel 
für die Aufgaben des Fachbereichs Medi-
zin an der Universität zu Lübeck enthalten 
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sind, wird für diese Finanzmittel eine Per-
sonalkostenobergrenze für daraus finan-
zierte Beamtinnen und Beamte festge-
legt; sie wird auf Grundlage der Personal-
Ist-Kosten des Vorjahres, eines Auf-
schlags für zukünftige Personalentwick-
lungen und der nach § 11 Absatz 3 des 
Gesetzes über die Stiftungsuniversität zu 
Lübeck vom 24. September 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 306), geändert durch Gesetz 
vom 11. Januar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 
2), von dieser zu erbringenden Versor-
gungs- und Beihilfepauschalen für das 
kommende Haushaltsjahr ermittelt und bei 
besoldungsrechtlichen Änderungen ent-
sprechend fortgeschrieben. 

(3) Die Mittel für die Grundausstattung für 
Forschung und Lehre beinhalten Auf-
wendungen für die Pflichtlehre sowie ei-
nen davon festzulegenden prozentualen 
Anteil für Forschungs- und Lehrvorhaben 
einschließlich der leistungsorientierten Mit-
telverteilung. Sie werden in der Zuweisung 
für den Campus Kiel und den Campus 
Lübeck gesondert ausgewiesen. Die Re-
gelungen sind vor der Zuweisung mit den 
Hochschulen und dem Klinikum zu erör-
tern. Soweit in der Zuweisung die Mittel für 
die Grundausstattung für Forschung und 
Lehre, für besondere Forschungs-und 
Lehrvorhaben sowie für Aufgaben des Kli-
nikums in Forschung und Lehre (Gemein-
kosten) nicht bestimmten Einrichtungen 
zugewiesen oder für bestimmte Aufgaben 
ausgewiesen sind, sind sie vom Vorstand 
in Abstimmung mit der Universitätsmedi-
zinversammlung für Aufgaben in For-
schung und Lehre zu verwenden. 

  

(4) Die Dekanin oder der Dekan entschei-
det über die Verwendung der Finanzmittel, 
die dem Klinikum für die Aufgaben des 
Fachbereichs, dem sie oder er angehört, 
zugewiesen werden. Die Rechte der De-
kaninnen und Dekane gemäß § 30 Absatz 
1 bleiben im Übrigen gewahrt. 

  

(5) Einzelheiten der Bewirtschaftung regelt 
die Hauptsatzung des Klinikums.“ 

  

3. § 11 wird wie folgt geändert:  3.  unverändert  

a) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt:   

„(2) Für den Bereich der Forschung 
und Lehre in der klinischen Medizin 
sowie der durch Forschung und Lehre 
bedingten zusätzlichen Aufgaben in 
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der Hochschulmedizin trifft das Land, 
vertreten durch das Ministerium, mit 
der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel und dem Klinikum sowie mit der 
Universität zu Lübeck und dem Klini-
kum Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen. Die Laufzeit soll fünf Jahre betra-
gen. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 wer-
den die Absätze 3 und 4. 

  

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den 
Worten „Die Hochschulen“ die Worte 
„und das Klinikum“ eingefügt. 

  

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:   

aa) Nach dem Wort „Leistungsverein-
barung“ werden die Worte „nach 
Absatz 1“ eingefügt. 

  

bb) Folgender Satz wird angefügt:   

„Dies gilt für Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen nach Absatz 2 
entsprechend.“ 

  

4. In § 13 Absatz 1 Satz 1 wird in Nummer 5 
das Wort „und“ durch einen Punkt ersetzt 
und Nummer 6 gestrichen. 

 4.  unverändert  

5. § 20 wird gestrichen. Der bisherige § 20a 
wird § 20. 

 5.  unverändert  

6. In § 22 Absatz 5 Satz 4 werden die Worte 
„und den Medizin-Ausschuss“ gestrichen. 

 6.  unverändert  

7. § 32 erhält folgende Fassung:  7.  unverändert  

„§ 32 Fachbereich Medizin und Klinikum    

Die Fachbereiche Medizin der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel und der Uni-
versität zu Lübeck erfüllen ihre Aufgaben 
in der klinischen Medizin zusammen mit 
dem Klinikum. Planungen und Entschei-
dungen in der klinischen Medizin sind auf-
einander abzustimmen. In Ausnahmefäl-
len dürfen die Fachbereiche Medizin sich 
mit Zustimmung des Ministeriums Dritter 
bedienen. Die Fachbereiche Medizin wer-
den von hauptamtlichen Dekaninnen oder 
Dekanen geleitet.“ 

  

8. § 33 wird gestrichen.  8.  unverändert  

9. § 62 wird wie folgt geändert:  9.  unverändert  

a) Absatz 6 erhält folgende Fassung:   
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„(6) Für das Verfahren zur Besetzung 
von Professuren in der klinischen Me-
dizin gelten die Bestimmungen dieses 
Gesetzes mit folgenden Maßgaben: 

  

1. einem Berufungsausschuss des 
Fachbereichs Medizin gehören 
zwei Mitglieder des Vorstands des 
Klinikums an, die sich vertreten 
lassen können, sowie eine Hoch-
schullehrerin oder ein Hochschul-
lehrer des jeweils anderen medizi-
nischen Fachbereichs, 

  

2. die Präsidentin oder der Präsident 
beruft die Hochschullehrerin oder 
den Hochschullehrer auf Vorschlag 
des Fachbereichskonvents nach 
Stellungnahme des Senats; mit 
dem Vorstand des Klinikums und 
der jeweiligen Campusdirektion ist, 
sofern die Hochschullehrerin oder 
der Hochschullehrer ein klinisches 
Fach vertritt und gleichzeitig einen 
Dienstleistungsvertrag mit dem Kli-
nikum abschließen soll, Einver-
nehmen herzustellen.“ 

  

b) Absatz 10 erhält folgende Fassung:   

„(10) Bei einer Berufung dürfen Zusa-
gen über die Ausstattung des vorge-
sehenen Aufgabenbereichs mit Perso-
nal- und Sachmitteln nur befristet für 
fünf Jahre und im Rahmen bereitste-
hender Finanzmittel erteilt werden. Die 
Zusagen können mit der Verpflichtung 
verbunden werden, dass die Professo-
rin oder der Professor für eine ange-
messene, im Einzelnen zu bestim-
mende Zeit an der Hochschule bleiben 
wird. Für den Fall eines von der Pro-
fessorin oder von dem Professor zu 
vertretenden vorzeitigen Ausscheidens 
aus der Hochschule kann eine voll-
ständige oder teilweise Erstattung der 
Mittel vereinbart werden. Die Erstat-
tung setzt voraus, dass nach dem 
Ausscheiden der Professorin oder des 
Professors eine anderweitige Nutzung 
oder Verwertung dieser Mittel nicht 
oder nur mit wirtschaftlichem Verlust 
möglich ist. Die Zusagen stehen unter 
dem Vorbehalt struktureller Entschei-
dungen der Hochschule, der Evaluie-
rung sowie der Entwicklung der zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel.“ 
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10. § 63 Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

 10.  unverändert  

„Professorinnen und Professoren, die zu-
gleich eine Funktion im Klinikum nach § 
90 Absatz 5 innehaben sollen, sollen die 
Professur auf der Grundlage eines privat-
rechtlichen Dienstverhältnisses erhalten.“ 

  

11. § 68 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  11. § 68 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 erhält folgende Fassung:  a)  unverändert  

„In einem medizinisch-klinischen Bereich 
obliegen ihnen auch Aufgaben in der 
Krankenversorgung; sie gelten als wis-
senschaftliche Dienstleistungen.“ 

  

b) Folgender Satz 5 wird angefügt:  b) Folgender Satz 5 wird angefügt: 

„Bei der Wahrnehmung von Aufgaben in 
der Krankenversorgung unterliegen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem Di-
rektionsrecht des Vorstands des Klini-
kums.“ 

 „Bei der Wahrnehmung von Aufgaben in 
der Krankenversorgung unterliegen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem Di-
rektionsrecht des Vorstands des Klini-
kums; die Wissenschaftsfreiheit und die 
ärztliche Freiheit bleiben unberührt.“ 

12. § 82 wird wie folgt geändert:  12.  unverändert  

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: 

  

„§ 82 Rechtsstellung und Cam-
pusstruktur“. 

  

b) Der bisherige Text wird Absatz 1.   

c) Folgende Absätze 2 bis 5 werden an-
gefügt: 

  

„(2) Das Klinikum gliedert sich in die 
nichtrechtsfähigen Anstalten Campus 
Kiel und Campus Lübeck. Die Campi 
werden jeweils von einer Campusdi-
rektion geleitet. Das Klinikum ist Trä-
ger dieser nichtrechtsfähigen Anstal-
ten. 

  

(3) Das Klinikum kann ein oder mehre-
re campusübergreifende Zentren bil-
den, wenn hierfür wirtschaftliche, 
strukturelle oder wissenschaftliche 
Gründe vorliegen. 

  

(4) Das Klinikum unterliegt der 
Rechtsaufsicht des Ministeriums. 

  

(5) Das Klinikum regelt seine eigenen 
Angelegenheiten durch Satzungen, die 
der Genehmigung des Ministeriums 
bedürfen.“ 
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13. § 83 wird wie folgt geändert:  13.  unverändert  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Dem Klinikum obliegt zusammen 
mit den Fachbereichen Medizin die Si-
cherstellung von Forschung und Lehre 
in der klinischen Medizin und der damit 
verbundenen universitären Kran-
kenversorgung in der Human- und 
Zahnmedizin. Es beteiligt sich an der 
ärztlichen Fort- und Weiterbildung und 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung von 
Angehörigen anderer Berufe des Ge-
sundheitswesens.“ 

  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„und dem Medizin-Ausschuss (§ 33)“ 
gestrichen. 

  

c) Folgende Absätze 3 bis 9 werden ein-
gefügt: 

  

„(3) Zu den zentralen Zielen des Klini-
kums gehören darüber hinaus: 

  

1. Förderung der wissenschaftlichen 
Exzellenz und der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit in Forschung 
und Lehre, insbesondere durch 
Stärkung der Verbindung von 
Grundlagenforschung und klini-
scher Medizin, durch Bildung von 
Forschungsschwerpunkten und -
kooperationen sowie durch Sicher-
stellung der medizinischen Ausbil-
dung im Verbund mit anderen Ein-
richtungen, 

  

2. Sicherung der Krankenversorgung 
auf universitärem Niveau, 

  

3. Stärkung der betriebswirtschaftli-
chen Effizienz, 

  

4. Intensivierung der wissenschaftli-
chen Kooperationen mit anderen 
Bereichen der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel und der Univer-
sität zu Lübeck, 

  

5. Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses durch erleichterten 
Wechsel zwischen klinischen Tä-
tigkeiten, Lehrtätigkeiten und For-
schungstätigkeiten. 

  

(4) Das Klinikum trägt den berechtig-
ten Interessen seines Personals auf 
gute Beschäftigungsbedingungen an-
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gemessen Rechnung. Dazu erlässt es 
unter Wahrung der Beteiligungsrechte 
der Personalräte und mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats Regelungen in ei-
nem Verhaltenskodex, der insbeson-
dere Rahmenvorgaben für den Ab-
schluss unbefristeter und befristeter 
Beschäftigungsverhältnisse, für Maß-
nahmen zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und zum Ge-
sundheitsmanagement enthalten soll. 
Es fördert die Weiterbildung seines 
Personals. 

(5) Das Klinikum fördert die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern. Bei der 
Besetzung von Organen und Gremien 
des Klinikums ist darauf hinzuwirken, 
dass Frauen und Männer zu gleichen 
Anteilen vertreten sind. 

  

(6) Das Klinikum nimmt als Landes-
aufgabe die Durchführung von Unter-
suchungen und Beratungen für den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst auf dem 
Gebiet der Hygiene und medizinischen 
Mikrobiologie wahr. Dafür hält es die 
dafür erforderlichen Einrichtungen an 
mindestens einem Standort als Medi-
zinaluntersuchungsamt für die oberste 
Landesgesundheitsbehörde und die 
Kreise und kreisfreien Städte vor, um 
diese bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben nach dem Infektionsschutzge-
setz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 
1045), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 18. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1666), und dem Gesund-
heitsdienstgesetz vom 14. Dezember 
2001 (GVOBl. Schl.-H. S. 398), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. Juli 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 
218), zu unterstützen. Zuständige 
Fachaufsichtsbehörde ist das für Ge-
sundheit zuständige Ministerium. Über 
Maßnahmen der Fach-
aufsichtsbehörde ist das Ministerium 
zu unterrichten. 

  

(7) Zu den weiteren Aufgaben des Kli-
nikums gehören: 

  

1. Die Durchführung von Leichenöff-
nungen (gerichtliche Obduktionen) 
nach § 87 Absatz 2 der Strafpro-
zessordnung (StPO) und den damit 
unmittelbar in Zusammenhang ste-
henden Vor- und Nachbereitungs-
arbeiten und das Vorhalten der da-

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/5182 
 

 - 11 - 

für erforderlichen Einrichtungen, 

2. die Durchführung von körperlichen 
Untersuchungen nach § 81a StPO 
(gerichtliche körperliche Untersu-
chungen) und den damit unmittel-
bar in Zusammenhang stehenden 
Vor- und Nachbereitungsarbeiten, 

  

3. die Durchführung von Untersu-
chungen von Blut, Urin und weite-
ren Körperflüssigkeiten auf Alkohol 
und sonstige Drogen nach § 81a 
StPO, 

  

4. die Durchführung von molekular-
genetischen Untersuchungen von 
Körperzellen oder durch Maßnah-
men nach § 81a Absatz 1 StPO er-
langtem Material nach §§ 81e ff 
StPO und den damit unmittelbar in 
Zusammenhang stehenden Vor- 
und Nachbereitungsarbeiten. 

  

(8) Die Erfüllung der Aufgaben nach 
den Absätzen 6 und 7 orientiert sich 
an dem Gebot der Wirtschaftlichkeit. 

  

(9) Der Vorstand stellt bei den in den 
Absätzen 6 und 7 normierten Aufga-
ben Einvernehmen mit den jeweilig 
zuständigen Ministerien her, soweit die 
Aufstellung eines Wirtschaftsplans be-
troffen ist oder wesentliche Maßnah-
men in organisatorischer oder struktu-
reller Hinsicht getroffen werden sollen. 
Das Einvernehmen ist wie folgt herzu-
stellen: 

  

1. In den Fällen des Absatzes 6 mit 
dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium, 

  

2. in den Fällen des Absatzes 7 
Nummern 1 und 2 mit dem für Jus-
tiz zuständigen Ministerium, 

  

3. in den Fällen des Absatzes 7 
Nummern 3 und 4 mit dem für In-
neres zu-ständigen Ministerium.“ 

  

d) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden 
Absätze 10 bis 12. 

  

e) In Absatz 11 wird folgender Satz ange-
fügt: 

  

„Das Nähere regelt die Hauptsatzung.“   

f) In Absatz 12 wird nach Satz 1 folgen-   
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der Satz 2 eingefügt: 

„Durch den Gesellschaftsvertrag oder 
durch die Satzung ist sicherzustellen, 
dass die Ziele und Maßnahmen des 
Gesetzes zur Gleichstellung der Frau-
en im öffentlichen Dienst für Schles-
wig-Holstein entsprechend zur An-
wendung gebracht werden.“ 

  

14. In § 84 werden nach dem Wort „Aufsichts-
rat“ die Worte „, die Universitätsmedizin-
versammlung, die Gewährträgerversamm-
lung“ eingefügt. 

 14.  unverändert  

15. § 85 wird wie folgt geändert:  15.  unverändert  

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Klinikums“ die Worte „in der 
Krankenversorgung, in der Zusam-
menarbeit mit den Hochschulen und 
bei den weiteren übertragenen Aufga-
ben“ angefügt. 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„1. Nach Anhörung der Universi-
tätsmedizinversammlung Ent-
scheidung über die Struktur- 
und Entwicklungsplanung des 
Klinikums, deren Erstellung und 
Inhalte in der Hauptsatzung 
näher geregelt werden,“ 

  

bb) Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„2. Erlass und Änderung der Sat-
zung nach § 44 des Landes-
verwaltungs-gesetzes (Haupt-
satzung) im Einvernehmen mit 
der Universitätsmedizinver-
sammlung,“ 

  

cc) Nummer 3 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„3. Genehmigung von Eilentschei-
dungen der oder des Aufsichts-
ratsvor-sitzenden,“ 

  

dd) Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„4. Empfehlung zur Beschlussfas-
sung über den Wirtschaftsplan 
an die Gewährträgerversamm-
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lung,“. 

ee) Nummer 9 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„9. Empfehlung über die Be-
schlussfassung über die Fest-
stellung des Jahresabschlus-
ses und über die Gewinnver-
wendung und den Verlustaus-
gleich an die Gewährträgerver-
sammlung,“. 

  

ff) Nummer 11 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„11.Erlass, Änderung und Aufhe-
bung von Satzungen und Zu-
stimmung zu Regelungen in ei-
nem Verhaltenskodex zu den 
Beschäftigungsbedingungen 
des Klinikpersonals,“. 

  

gg) In Nummer 12 wird die Angabe 
„88“ durch die Angabe „87a“ er-
setzt und nach der Angabe „§ 87a 
Absatz 4“ werden die Worte „nach 
Anhörung der Universitätsmedizin-
versammlung“ angefügt. 

  

hh) Nummer 13 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„13.Entscheidung über die 
Grundsätze für die Verträge mit 
Professorinnen und Professo-
ren für deren Tätigkeiten in der 
Krankenversorgung nach § 90 
Absatz 5, mit Oberärztinnen 
und Oberärzten nach § 90 Ab-
satz 6 und mit außertariflich 
Beschäftigten.“ 

  

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:   

„(3) Die Befugnisse des Klinikums als 
Dienstvorgesetzter der Mitglieder des 
Vorstands werden durch die oder den 
Vorsitzenden der Gewährträgerver-
sammlung ausgeübt.“ 

  

16. § 86 wird wie folgt geändert:  16. § 86 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 bis 5 erhalten fol-
gende Fassung: 

 aa) Die Nummern 1 bis 5 erhalten fol-
gende Fassung: 

„1. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staats-sekretär des Ministeri-

 „1. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staatssekretär des Ministeri-
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ums oder eine zu benennende 
Mitarbeiterin oder ein zu be-
nennender Mitarbeiter des Mi-
nisteriums als Vorsitzende oder 
Vorsitzender, 

ums oder eine zu benennende 
leitende Mitarbeiterin oder ein 
zu benennender leitender Mit-
arbeiter des Ministeriums als 
Vorsitzende oder Vorsitzender, 

2. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staats-sekretär des Ministeri-
ums oder eine zu benennende 
Mitarbeiterin oder ein zu be-
nennender Mitarbeiter des für 
Finanzen zuständigen Ministe-
riums, 

 2. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staatssekretär des Ministeri-
ums oder eine zu benennende 
leitende Mitarbeiterin oder ein 
zu benennender leitender Mit-
arbeiter des für Finanzen zu-
ständigen Ministeriums, 

3. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staats-sekretär des Ministeri-
ums oder eine zu benennende 
Mitarbeiterin oder ein zu be-
nennender Mitarbeiter des für 
Gesundheit zuständigen Minis-
teriums, 

 3. die Ministerin oder der Minister, 
die Staatssekretärin oder der 
Staatssekretär des Ministeri-
ums oder eine zu benennende 
leitende Mitarbeiterin oder ein 
zu benennender leitender Mit-
arbeiter des für Gesundheit zu-
ständigen Ministeriums, 

4. eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter, die oder der vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund vor-
geschlagen wird, 

 4.  unverändert  

5. eine Sachverständige oder ein 
Sachverständiger aus der Ge-
sundheitswirtschaft,“. 

 5.  unverändert  

bb) In Nummer 8 werden nach dem 
Wort „Wissenschaft“ die Worte „auf 
Vorschlag der Fachbereiche Medi-
zin“ eingefügt. 

 bb)  unverändert  

b) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.  b)  unverändert  

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Ministerium bestellt die Mit-
glieder des Aufsichtsrates. Die regel-
mäßi-ge Amtszeit beträgt fünf Jahre 
für die Mitglieder nach Absatz 1 Num-
mer 4, 5, 8 und 9.“ 

 „(3) Das Ministerium bestellt die Mit-
glieder des Aufsichtsrates. Dabei ist 
eine gleichzeitige Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrat und in der Gewährträ-
gerversammlung auszuschließen. 
Die regelmäßige Amtszeit beträgt fünf 
Jahre für die Mitglieder nach Absatz 1 
Nummer 4, 5, 8 und 9.“ 

d) In Absatz 4 wird das Wort „hören“ 
durch das Wort „beteiligen“ ersetzt. 

 d) unverändert  

e) Folgende Absätze 5 bis 8 werden an-
gefügt: 

 e) unverändert  

„(5) Die beiden Hochschulen haben 
jeweils das Recht, gegenüber der oder 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
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eine Vertreterin oder einen Vertreter 
mit Rede- und Antragsrecht für einzel-
ne Sitzungen des Aufsichtsrates zu 
benennen. 

(6) Die Hauptsatzung kann bestim-
men, dass der Aufsichtsrat Ausschüs-
se bildet oder bilden kann. Der Auf-
sichtsrat kann einem so gebildeten 
Ausschuss die Zuständigkeit für die 
Vorbereitung einzelner Beschlüsse 
oder für bestimmte Arten von Angele-
genheiten durch Beschluss übertra-
gen. Der Ausschuss fasst Beschluss-
empfehlungen für den Aufsichtsrat. 

  

(7) Die Hauptsatzung kann bestim-
men, dass und unter welchen Voraus-
set-zungen die oder der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates in Eilfällen für den 
Aufsichtsrat entscheiden kann. 

  

(8) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Diese kann auch Re-
ge-lungen über eine Beschlussfassung 
außerhalb von Sitzungen (Umlaufver-
fahren) treffen.“ 

  

17. Nach § 86 werden folgende §§ 86a, 86b, 
86c und 86d eingefügt: 

 17. Nach § 86 werden folgende §§ 86a, 86b, 
86c und 86d eingefügt: 

„§ 86a Aufgaben der Universitätsmedizin-
versammlung 

 „§ 86a Aufgaben der Universitätsmedizin-
versammlung 

(1) Die Universitätsmedizinversammlung 
ist den Zielen des Klinikums verpflichtet 
und soll ihre einvernehmlich zu treffenden 
Entscheidungen am Ziel einer best-
möglichen Verzahnung von Forschung, 
Lehre und Krankenversorgung ausrichten. 
Zu den Aufgaben und Rechten der Uni-
versitätsmedizinversammlung gehören: 

 (1)  unverändert  

1. Abstimmungen und Planungen der 
Fachbereiche Medizin und Zustim-
mung zu Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen mit dem Land, 

  

2. Befassung mit wissenschaftsrelevan-
ten Strukturfragen, Maßnahmen und 
Entscheidungen des Klinikums, 

  

3. Abgabe einer Stellungnahme zur 
Struktur- und Entwicklungsplanung 
des Klinikums gegenüber dem Auf-
sichtsrat (§ 85 Absatz 2 Nummer 1), 

  

4. Erklärung des Einvernehmens zum Er-
lass und zur Änderung der Satzung 
nach § 44 des Landesverwaltungsge-
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setzes (Hauptsatzung) gemäß § 85 
Absatz 2 Nummer 2. 

(2) Die Universitätsmedizinversammlung 
entscheidet über den Widerspruch, den 
eine Dekanin oder ein Dekan gemäß § 
87a Absatz 4 Satz 5 gegen Maßnahmen 
und Entscheidungen des Vorstands er-
hebt. Bis zur Entscheidung der Universi-
tätsmedizinversammlung hat der Wider-
spruch aufschiebende Wirkung. 

 (2)  unverändert  

(3) Trifft die Universitätsmedizinversamm-
lung keine einvernehmliche Entscheidung, 
entscheidet das Ministerium auf Antrag ei-
ner Hochschule oder des Vor-stands. 

 (3)  unverändert  

§ 86b Zusammensetzung und innere Ord-
nung der Universitätsmedizinversammlung 

 § 86b Zusammensetzung und innere Ord-
nung der Universitätsmedizinversammlung 

(1) Die Mitglieder der Universitätsmedizin-
versammlung sind: 

 (1)  unverändert  

1. Die Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel, 

  

2. die Universität zu Lübeck und   

3. ohne Stimmrecht das Land Schleswig-
Holstein, vertreten durch das Ministe-
rium. 

  

(2) Jedes Mitglied kann jeweils bis zu vier 
Vertreterinnen und Vertreter in die Univer-
sitätsmedizinversammlung entsenden. 
Von den entsandten Vertreterinnen oder 
Vertretern nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 
müssen jeweils zwei Personen dem jewei-
ligen Fachbereich Medizin angehören. 

 (2)  unverändert  

(3) Jedes nach Absatz 1 stimmberechtigte 
Mitglied besitzt jeweils eine Stimme. 

 (3)  unverändert  

(4) Der Vorstand des Klinikums kann mit 
Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen 
teilnehmen. Ihm steht gegen Entschei-
dungen der Universitätsmedizinversamm-
lung, die wesentliche strukturelle Belange 
des Klinikums betreffen, ein Wider-
spruchsrecht zu. Über den Widerspruch 
entscheidet das Ministerium. 

 (4)  unverändert  

§ 86c Aufgaben der Gewährträgerver-
sammlung 

 § 86c Aufgaben der Gewährträgerver-
sammlung 

(1) Aufgaben der Gewährträgerversamm-
lung sind 

 (1)  unverändert  

1. Bestellung und Abberufung der Mit-
glieder des Vorstands einschließlich 
der Vertragsangelegenheiten mit Ab-
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schluss von Ziel- und Leistungsverein-
barung; bei der Bestellung und Abbe-
rufung der Mitglieder des Vorstands 
nach § 87a Absatz 1 Nummer 4 ist die 
Gewährträgerversammlung an die 
Entscheidung der jeweiligen Fachbe-
reichskonvente gebunden, 

2. Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats, 

  

3. Beanstandungsrecht der Entscheidun-
gen des Aufsichtsrats zu § 85 Absatz 2 
Nummern 2, 6, 8, und 12, 

  

4. Beschlussfassung über den Wirt-
schaftsplan und über die Feststellung 
des Jahresabschlusses, über die Ge-
winnverwendung und den Verlustaus-
gleich. 

  

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats zu den in 
Absatz 1 Nummer 3 genannten Punkten 
sind der Gewährträgerversammlung vor-
zulegen. Die Gewährträgerversammlung 
entscheidet innerhalb von vier Wochen 
oder verweist den Vorgang an den Auf-
sichtsrat zurück. Eine Entscheidung der 
Gewährträgerversammlung ersetzt den 
beanstandeten Beschluss. 

 (2)  unverändert  

§ 86d Zusammensetzung der Gewährträ-
gerversammlung 

 § 86d Zusammensetzung der Gewährträ-
gerversammlung 

(1) Mitglieder der Gewährträgerversamm-
lung sind die Ministerinnen oder Minister, 
die Staatssekretärinnen oder Staatssekre-
täre oder zu benennende Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter jeweils der für Wissen-
schaft, Finanzen und Gesundheit zustän-
digen Ministerien. 

 (1) Mitglieder der Gewährträgerversamm-
lung sind die Ministerinnen oder Minister, 
die Staatssekretärinnen oder Staatssekre-
täre oder zu benennende leitende Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter jeweils der für 
Wissenschaft, Finanzen und Gesundheit 
zuständigen Ministerien. 

(2) Der Vorsitz der Gewährträgerver-
sammlung obliegt dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium. 

 (2)  unverändert  

(3) Die Mitglieder der Gewährträgerver-
sammlung nach Absatz 1 führen je eine 
Stimme. Die Gewährträgerversammlung 
ist beschlussfähig, wenn von drei mindes-
tens zwei Mitglieder anwesend sind und 
die Sitzung ordnungsgemäß einberufen 
wurde. Die Gewährträgerversammlung 
entscheidet mit der Mehrheit ihrer Stim-
men. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der oder des Vorsitzen-den. 
Die Mitglieder können im Falle ihrer Ver-
hinderung ihre Stimme oder ihr Antrags-
recht auf ein anderes Mitglied übertragen. 
Die Gewährträgerversammlung gibt sich 

 (3)  unverändert  
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eine Geschäftsordnung. Diese kann auch 
Regelungen über eine Beschlussfassung 
außerhalb von Sitzungen (Umlaufverfah-
ren) treffen.“ 

18. § 87 wird wie folgt geändert:  18.  unverändert  

a) Der bisherige Text wird Absatz 1.   

b) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Die Aufgaben des Vorstands sind ins-
besondere: 

  

1. Die Wahrnehmung der Verantwor-
tung für die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen im Klinikum, 

  

2. die strategische Gesamtplanung 
des Klinikums unter Einbeziehung 
der Struktur- und Entwicklungsplä-
ne der Campi und der campus-
übergreifenden Zentren, 

  

3. die Vorbereitung und Umsetzung 
von Beschlüssen des Aufsichtsra-
tes, der Universitätsmedizinver-
sammlung und der Gewährträger-
versammlung, 

  

4. die Beschlüsse zu Rahmenvorga-
ben für die Aufgabenerfüllung des 
Klinikums, 

  

5. der Abschluss von Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen und die Be-
obachtung ihrer Einhaltung mit 

  

a) den Campusdirektionen und 
den Leitungen der campus-
übergreifenden Zentren in Be-
zug auf die nach Maßgabe des 
Wirtschaftsplans umzusetzen-
den oder zu erreichenden Ziele 
als Ergänzung zu den Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen in 
Bezug auf Forschung und Leh-
re und 

  

b) den Leitungen der Zentralen 
Einrichtungen, einschließlich 
der Zuweisung von Ressourcen 
an diese, 

  

6. die Durchführung von Maßnah-
men, die campusübergreifende 
und besondere wirtschaftliche Be-
deutung haben, 
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7. die Organisation der Zentralverwal-
tung, deren Zuständigkeit im Ein-
zelnen in der Hauptsatzung zu re-
geln ist, 

  

8. die Verhandlungen und der Ab-
schluss von Dienstleistungsverträ-
gen über die Leitung und die stell-
vertretende Leitung von Kliniken 
und Sektionen und mit außertarif-
lich Beschäftigten im Benehmen 
mit der jeweiligen Campusdirektion 
oder der Leitung des jeweiligen 
campusübergreifenden Zentrums 
sowie die hieraus sich ergebenden 
Personalverwaltungsangelegenhei-
ten.“ 

  

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:   

„(2) Der Vorstand vertritt das Klinikum 
gerichtlich und außergerichtlich. Das 
Nähere regelt die Hauptsatzung.“ 

  

19. Nach § 87 wird folgender § 87a eingefügt:  19.  unverändert  

„§ 87a Zusammensetzung und Geschäfts-
führung des Vorstands 

  

(1) Der Vorstand besteht aus   

1. dem Vorstand für Krankenversorgung 
als Vorsitzender oder Vorsitzendem, 

  

2. dem Kaufmännischen Vorstand,   

3. dem Vorstand für Krankenpflege, Pati-
entenservice und Personalangelegen-
heiten, 

  

4. den Dekaninnen und Dekanen als 
Vorstandsmitglieder für Forschung und 
Lehre; falls kein Fachbereich im Be-
reich der klinischen Medizin besteht, 
tritt an die Stelle der Dekanin oder des 
Dekans als Vorstandsmitglied für For-
schung und Lehre eine Vizepräsidentin 
oder ein Vizepräsident als Vorstands-
mitglied für Forschung und Lehre; die 
Präsidien der beiden Hochschulen 
können einer Bestellung eines Vor-
standsmitglieds nach Nummer 1 bis 3 
gemeinsam wider-sprechen; über den 
Widerspruch entscheidet die Gewähr-
trägerversammlung; die Vorstandsmit-
glieder üben ihr Amt hauptberuflich 
aus; sie werden für bis zu fünf Jahre 
bestellt; abweichend von § 30 Absatz 
2 Satz 1 muss die Wahl der Dekanin 
oder des Dekans nicht aus dem Kreis 
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der zum Fachbereich gehören-den 
Professorenschaft erfolgen. 

(2) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, in der auch ein Gaststatus der 
Campusdirektionen zu regeln ist. Die Ge-
schäftsordnung bedarf der Zustimmung 
des Aufsichtsrats. 

  

(3) Der Vorstand entscheidet in grundsätz-
lichen Angelegenheiten in seiner Gesamt-
heit, soweit die Hauptsatzung nichts Ab-
weichendes regelt. In Angelegenheiten, 
die nur Forschung und Lehre betreffen, 
entscheidet der Vorstand ohne die Mit-
glieder nach Absatz 1 Nummer 2 und 3. 

  

(4) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
der oder des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Dem Kaufmännischen Vorstand 
steht bei Entscheidungen oder Maß-
nahmen des Vorstandes, die wirtschaftli-
che Angelegenheiten des Klinikums be-
treffen, ein Widerspruchsrecht zu. Der Wi-
derspruch ist erledigt, wenn der Vor-stand 
mit der Stimme des Kaufmännischen Vor-
stands in gleicher Angelegenheit neu ent-
scheidet. In den übrigen Fällen entschei-
det der Aufsichtsrat. Einer Dekanin oder 
einem Dekan steht ein Widerspruchsrecht 
in Angelegenheiten zu, die Forschung und 
Lehre betreffen.“ 

  

20. § 88 erhält folgende Fassung:  20. § 88 erhält folgende Fassung: 

„§ 88 Rechtsstellung des Campus  „§ 88 Rechtsstellung des Campus 

(1) Der Campus Kiel und der Campus 
Lübeck sind jeweils nichtrechtsfähige An-
stalten des öffentlichen Rechts. 

 (1)  unverändert  

(2) Jeder Campus umfasst die ihm zuge-
ordneten Teile des Klinikums. An der Lei-
tung campusübergreifender Zentren, die 
nicht einem Campus zugeordnet sind, sind 
die Campusdirektionen zu beteiligen. 

 (2)  unverändert  

(3) Im Verhältnis zum Klinikum oder soweit 
dies darüber hinausgehend in der Haupt-
satzung geregelt wird, verfügen die Campi 
über eigene Kompetenzen, deren Einhal-
tung das Land gewährleistet. 

 (3)  unverändert  

(4) Der Campus Kiel führt das Siegel der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der 
Campus Lübeck führt das Siegel der Uni-
versität zu Lübeck, jeweils mit einer das 
Klinikum und den Campus kennzeichnen-
den Umschrift. 

 (4)  unverändert  
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(5) Für den Campus Kiel und den Campus 
Lübeck werden vom Vorstand jeweils ei-
gene Jahresabschlüsse aufgestellt. 

 (5) Für den Campus Kiel und den Campus 
Lübeck werden vom Vorstand jeweils 
Segmentberichte aufgestellt. 

(6) Das Nähere regelt die Hauptsatzung.“  (6)  unverändert  

21. Nach § 88 werden folgende §§ 88a und 
88b eingefügt: 

 21.  unverändert  

„§ 88a Aufgaben der Campusdirektion   

(1) Die Campusdirektion ist zuständig und 
verantwortlich für die örtlichen Belange 
und Interessen des Campus und für die 
Erfüllung der Aufgaben des Klinikums am 
Standort. 

  

(2) Die Campusdirektion hat insbesondere 
folgende Aufgaben: 

  

1. Aufstellung und Fortschreibung sowie 
Beschluss über den einheitlichen 
Struktur- und Entwicklungsplan für 
Forschung, Lehre und Krankenversor-
gung am jeweiligen Campus im Ein-
vernehmen mit dem jeweiligen Medizi-
nischen Fachbereich; den Zielen der 
wissenschaftlichen Profilierung am 
Campus ist dabei besonders Rech-
nung zu tragen, 

  

2. Erteilung des Einvernehmens gegen-
über dem Vorstand zum Abschluss 
von Verträgen nach § 90 Absatz 5 und 
6, 

  

3. Erteilung des Einvernehmens gegen-
über dem Vorstand zur Eröffnung, 
Schließung oder zu wesentlichen Än-
derungen von Untergliederungen des 
Klinikums nach § 90 Absatz 1 am 
Campus, 

  

4. die campusbezogene Sicherstellung 
der Forschung, Lehre und Krankenver-
sorgung auf universitärem Niveau, 

  

5. die Sicherstellung auf dem Campus, 
dass die Mitglieder der Universitäten 
ihre durch Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 
des Grundgesetzes verbürgten Grund-
rechte und die ihnen in § 4 Absatz 1, 
3, 4 und 5 eingeräumten Freiheiten 
wahr-nehmen können, 

  

6. die campusbezogene abteilungsüber-
greifende Koordinierung von überge-
ordneten, interdisziplinären Aufgaben 
in der Krankenversorgung, 
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7. die campusbezogene Organisation 
und Wirtschaftsplanung des Campus 
nach Maßgabe der Hauptsatzung, 

  

8. das campusbezogene Qualitätsma-
nagement, 

  

9. der Abschluss von Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen mit den Direkto-
rinnen und Direktoren der Abteilungen, 
Leiterinnen und Leitern der Sektionen 
und Departments, die Zuweisung von 
Ressourcen an diese sowie die Si-
cherstellung der Einhaltung der Vor-
gaben, 

  

10. die eigenverantwortliche Verhandlung 
von campusbezogenen Rechtsge-
schäften sowie die Vorbereitung und 
die Durchführung von Maßnahmen in 
allen Angelegenheiten des Campus, 
die keine überwiegend campusüber-
greifende Bedeutung haben, 

  

11. die Festlegung von Dienstanweisun-
gen und Rahmenvorgaben, innerhalb 
derer die dem Campus zugeordneten 
Abteilungen, Sektionen und Depart-
ments ihre Aufgaben erledigen, sowie 
Sicherstellung der Umsetzung der 
Dienstanweisungen und Einhaltung 
der Rahmenvorgaben, 

  

12. die Organisation der Campusverwal-
tung. 

  

Das Nähere bestimmt die Hauptsatzung.   

(3) Beschlüsse der Campusdirektion sind 
von der Wissenschaftlichen Direktorin o-
der dem Wissenschaftlichen Direktor und 
der Kaufmännischen Direktorin oder dem 
Kaufmännischen Direktor einstimmig zu 
fassen. Falls diese Einstimmigkeit nicht er-
reicht werden kann, ist die Angelegenheit 
unverzüglich dem Vorstand zur Entschei-
dung vorzulegen. Trifft der Vorstand keine 
einstimmige Entscheidung zur Vorlage der 
Campusdirektion, wobei die Vertreterin 
oder der Vertreter des anderen Campus 
kein Stimmrecht besitzt, entscheidet der 
Aufsichtsrat, gegebenenfalls auf Vor-
schlag eines für diese Fälle gegründeten 
Ausschusses, nach Anhörung der Univer-
sitätsmedizinversammlung. Enthaltungen 
bei Beschlüssen der Campusdirektion so-
wie des Vorstands über eine Vorlage der 
Campusdirektion gelten nicht als „Nein-
Stimmen“. 
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(4) Campusdirektion und Vorstand neh-
men ihre Aufgaben in enger Zusammen-
arbeit wahr. Das Klinikum stellt der Cam-
pusdirektion nach Maßgabe des Wirt-
schaftsplanes angemessene Ressourcen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfü-
gung. Im Wirtschaftsplan ist die erforderli-
che Campusverwaltung vorzusehen; im 
Übrigen bedient die Campusdirektion sich 
der Verwaltung des Klinikums. 

  

(5) Die Campusdirektion vertritt ihren 
Campus gegenüber dem Vorstand. Be-
schlüsse der Campusdirektion sind für den 
Vorstand bindend. Der Vorstand kann Be-
schlüssen der Campusdirektion wider-
sprechen, soweit diese gegen gesetzliche 
Vorschriften, insbesondere gegen §§ 87 
und 88a, oder gegen die Hauptsatzung 
des Klinikums verstoßen. Über den Wider-
spruch entscheidet das Ministerium. Das 
Recht des Vorstands zur Vertretung des 
Klinikums gemäß § 87 Absatz 2 bleibt un-
berührt. 

  

(6) Das Nähere bestimmt die Hauptsat-
zung. 

  

§ 88b Zusammensetzung und innere Ord-
nung der Campusdirektion 

  

(1) Die Mitglieder der Campusdirektion 
sind: 

  

1. Die Dekanin oder der Dekan des me-
dizinischen Fachbereiches als Wis-
senschaftliche Direktorin oder Wissen-
schaftlicher Direktor und Sprecherin 
oder Sprecher der Campusdirektion 
kraft Amtes, 

  

2. die Kaufmännische Direktorin oder der 
Kaufmännische Direktor, die oder der 
vom Vorstand einstimmig auf Vor-
schlag der oder des Vorstandsvorsit-
zenden bestellt wird, 

  

3. die Ärztliche Direktorin oder der Ärztli-
che Direktor, die oder der vom Vor-
stand einstimmig auf Vorschlag der 
oder des Vorstandsvorsitzenden be-
stellt wird, 

  

4. die Pflege- oder Technische Direktorin 
oder der Pflege- oder Technische Di-
rektor, die oder der vom Vorstand ein-
stimmig auf Vorschlag des Vorstands 
für Krankenpflege, Patientenservice 
und Personalangelegenheiten bestellt 
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wird, und 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
Präsidiums der Universität. 

  

(2) Die Campusdirektion gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die der Zustimmung 
des Aufsichtsrats bedarf. 

  

(3) Die Wissenschaftliche Direktorin oder 
der Wissenschaftliche Direktor und die 
Kaufmännische Direktorin oder der Kauf-
männische Direktor sind stimmberechtigt. 
Die übrigen Mitglieder der Zentrumsdirek-
tion besitzen ein Teilnahme-, Rede- und 
Antragsrecht. Sie üben ihre Tätigkeit als 
Mitglied der Campusdirektion im Neben-
amt aus.“ 

  

22. § 89 wird wie folgt geändert:  22.  unverändert  

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 eingefügt: 

  

„Sie ist auch für die Unternehmen zu-
ständig, an denen das Klinikum eine 
Mehrheitsbeteiligung hält. Sie ist be-
rechtigt, an den Sitzungen aller Orga-
ne und Gremien mit Antragsrecht und 
beratender Stimme teilzunehmen.“ 

  

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Stellung, Rechte und Pflichten der 
Gleichstellungsbeauftragten ergeben 
sich aus dem Gleichstellungsgesetz 
vom 13. Dezember 1994 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 562), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. 
Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 
464), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Ver-
ordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96).“ 

  

c) Absatz 4 wird gestrichen.   

23. § 90 wird wie folgt geändert:  23.  unverändert  

a) Die Überschrift zu § 90 erhält folgende 
Fassung: „§ 90 Zentren, Kliniken, De-
partments, zentrale Einrichtungen und 
Leitung“. 

  

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:   

„(1) Das Klinikum kann in den Campi 
Zentren, Departments, Abteilungen 
und auch darüber hinaus zentrale Ein-
richtungen bilden. Diese Organisati-
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onseinheiten können im Einvernehmen 
mit der Campusdirektion und mit Zu-
stimmung der Universitätsmedizinver-
sammlung campusübergreifend orga-
nisiert sein.“ 

c) Die Absätze 3, 5 und 6 erhalten fol-
gende Fassung: 

  

„(3) Jede Abteilung ist einem Campus 
oder campusübergreifenden Zentrum 
zugeordnet. Die Campi oder campus-
übergreifenden Zentren koordinieren 
die Aufgaben der Abteilungen.“ 

  

„(5) Der Vorstand kann im Einverneh-
men mit der jeweiligen Campusdirekti-
on mit einer Professorin oder einem 
Professor ein privatrechtliches Dienst-
verhältnis begründen, in dem er ihr 
oder ihm eine besondere Funktion in 
der Krankenversorgung überträgt und 
in dem die Vertragsparteien die Rech-
te und Pflichten der Professorin oder 
des Professors einschließlich einer 
leistungsbezogenen Vergütung regeln. 
Das Dienstverhältnis kann einmalig auf 
bis zu zehn Jahre befristet werden. 
Dabei ist der Vorstand an die im Beru-
fungsverfahren getroffene Entschei-
dung der Hochschulen über die Beset-
zung der Professur gebunden. Die mit 
der Leitung einer Abteilung betrauten 
Professorinnen und Professoren füh-
ren die Bezeichnung Direktorin oder 
Direktor. Direktorinnen und Direktoren 
haben betriebswirtschaftliche Grund-
kenntnisse nach-zuweisen oder zeit-
nah nach Vertragsabschluss zu erwer-
ben. 

  

(6) Der Vorstand kann mit einer Leite-
rin oder einem Leiter einer zentralen 
Ein-richtung und mit einer Oberärztin 
oder einem Oberarzt, die oder der 
nicht Professorin oder Professor ist, 
ein privatrechtliches Dienstverhältnis 
begründen. Auf dieser Grundlage 
schließt der Vorstand mit ihr oder ihm 
eine Ziel- und Leistungsvereinbarung 
für die Erbringung bestimmter Aufga-
ben unter Festlegung einer leistungs-
bezogenen Vergütung. Für diese Ver-
einbarungen ist das Einvernehmen der 
jeweiligen Campusdirektion erforder-
lich.“ 

  

24. § 91 wird wie folgt geändert:  24.  unverändert  
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a) In Absatz 4 Satz 2 wird nach der An-
gabe „Absatz 5“ die Angabe „und 6“ 
eingefügt. 

  

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung:   

„(6) Die zuständige Landesbehörde 
kann dem Klinikum die Personalange-
legenheiten (§ 6 Absatz 3 Nummer 1) 
für das im Bereich des Klinikums tätige 
wissenschaftliche Personal der Chris-
tian-Albrechts Universität zu Kiel mit 
Ausnahme der Personalangelegenhei-
ten der Professorinnen und Professo-
ren übertragen. Das Klinikum nimmt 
diese als Landesaufgabe wahr. Für 
das im Bereich des Klinikums tätige 
wissenschaftliche Personal der Uni-
versität zu Lübeck nimmt das Klinikum 
die Personalangelegenheiten mit Aus-
nahme der Personalangelegenheiten 
der Professorinnen und Professoren 
als Hochschulaufgabe wahr. § 62 Ab-
satz 6 bleibt unberührt. Das Nähere 
regeln jeweils die Hochschulen und 
das Klinikum im Rahmen ihrer Rechte 
und Pflichten im Rahmen der Übertra-
gung. Kann eine Einigung nicht erzielt 
werden, entscheidet das Ministerium.“ 

  

25. § 92 wird wie folgt geändert:  25. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  a) unverändert  

„(1) Der Vorstand beschließt einstimmig 
Rahmenvorgaben für die Teil-
Wirtschaftspläne und stellt den Gesamt-
Wirtschaftsplan auf. Der Gesamt-
Wirtschaftsplan hat sich an der Struktur- 
und Entwicklungsplanung zu orientieren. 
Bei erheblichen Abweichungen im Vollzug 
des Gesamt-Wirtschaftsplans hat der Vor-
stand Maßnahmen zur Sicherung des 
Vollzugs zu treffen. Das Nähere regelt die 
Hauptsatzung.“ 

  

b) Absatz 2 Satz 2 und 3 erhält folgende 
Fassung: 

 b) unverändert  

„§ 3 Absatz 1 des Tariftreue- und 
Vergabegesetzes Schleswig-Holstein 
vom 31. Mai 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
239) findet auf das Klinikum keine An-
wendung, soweit der Auftragswert den 
nach § 106 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
jeweils festgelegten Schwellenwert 
nicht er-reicht. Gleiches gilt für die 
Tochterunternehmen des Klinikums, in 
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denen das Klinikum Mehrheitsgesell-
schafter ist.“ 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Klinikum deckt seine Aufwen-
dungen in der Krankenversorgung 
durch die für seine Leistungen verein-
barten oder festgelegten Entgelte und 
durch sonstige Erträge. Das Land 
kann dem Klinikum nach Maßgabe des 
Haushaltsplans Finanzmittel bis zu ei-
ner Obergrenze von 25 Mio. € jährlich 
gewähren: 

 „(3) Das Klinikum deckt seine Aufwen-
dungen in der Krankenversorgung 
durch die für seine Leistungen verein-
barten oder festgelegten Entgelte und 
durch sonstige Erträge. Das Land 
kann dem Klinikum nach Maßgabe des 
Haushaltsplans Finanzmittel gewäh-
ren: 

1. zur Deckung der Mieten für Ge-
bäude und Geräte, 

 1. zur Deckung der Mieten für Ge-
bäude und Geräte, 

2. zur Deckung der Kosten für die 
maximale Krankenhausversor-
gung, die nicht durch Leistungen 
anderer Kostenträger abgedeckt 
werden und 

 2. zur Deckung der Kosten für die 
maximale Krankenhausversor-
gung, die nicht durch Leistungen 
anderer Kostenträger abgedeckt 
werden und 

3. für Investitionen.  3. für Investitionen. 

§ 8a Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend. Die vom Land zugewiese-
nen Finanzmittel nach Satz 2 und 
nach § 8a Absatz 1 bewirtschaftet 
das Klinikum als Landesaufgabe. 
Das Klinikum berichtet dem Minis-
terium jährlich im Rahmen des 
Jahresabschlusses über die be-
stimmungsgemäße Verwendung 
der Mittel.“ 

 § 8a Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend. Die vom Land zugewiese-
nen Finanzmittel nach Satz 2 und 
nach § 8a Absatz 1 bewirtschaftet 
das Klinikum als Landesaufgabe. 
Das Klinikum berichtet dem Minis-
terium jährlich im Rahmen des 
Jahresabschlusses über die be-
stimmungsgemäße Verwendung 
der Mittel.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  d) unverändert  

aa) In Satz 1 werden die Worte „dem 
Medizin-Ausschuss und“ gestri-
chen. 

  

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt:   

„Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat 
und den Präsidien hierüber zu be-
richten und alle notwendigen In-
formationen zur Verfügung zu stel-
len.“ 

  

e) In Absatz 5 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 e)  unverändert  

„Im Jahresabschluss des Klinikums 
sind Angaben zu Art und Anzahl die-
ses Personals zu machen.“ 

  

f) In Absatz 6 wird Satz 3 gestrichen.  f)  unverändert  
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Artikel 2 
Änderung des Besoldungsge-

setzes Schleswig-Holstein 

 Artikel 2 
Änderung des Besoldungsge-

setzes Schleswig-Holstein 

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 
153, 154), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 597), wird 
wie folgt geändert:  

In der Anlage 1 Besoldungsordnungen A und 
B werden unter der Besoldungsordnung B 7 
die Worte „Wissenschaftsdirektorin oder Wis-
senschaftsdirektor des Medizin-Ausschusses“ 
gestrichen. 

  unverändert  

Artikel 3 
Änderung des Mitbestim-

mungsgesetzes Schleswig-
Holstein 

 Artikel 3 
Änderung des Mitbestim-

mungsgesetzes Schleswig-
Holstein 

Das Mitbestimmungsgesetz Schleswig-
Holstein vom 11. Dezember 1990 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 577), zuletzt geändert durch Artikel 
12 des Gesetzes vom 11. Dezember 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 464), wird wie folgt geän-
dert: 

  unverändert  

In § 84 Absatz 2 und 3 werden jeweils die 
Worte „auf das Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein“ gestrichen. 

  

Artikel 4 
Übergangsvorschrift 

 Artikel 4 
Übergangsvorschrift 

Bis zur Ernennung einer hauptamtlichen De-
kanin oder eines hauptamtlichen Dekans 
nimmt die bisherige nebenamtliche Dekanin 
oder der bisherige nebenamtliche Dekan die 
Aufgabe wahr. Ist kein Fachbereich eingerich-
tet, nimmt die Präsidentin oder der Präsident 
diese Aufgabe wahr. Die Präsidentin oder der 
Präsident kann durch die Wahl einer anderen 
Person durch den Senat in dieser Funktion 
ersetzt werden. 

  unverändert  

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.  Dieses Gesetz tritt am 1. April 2017 in Kraft. 

 
 


